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zentralen Akteuren und Betroffenen vor Ort 

besonders wichtig. Neben einer transparenten 

Planung und der Einbindung des Sachver-

stands aus regionalen Umwelt- und Natur-

schutzgruppen kann auch eine externe Mo-

deration einen wichtigen Beitrag dazu leisten, 

den Umgang der Beteiligten mit Konflikten 

zu verbessern und akzeptierte Lösungen für 

Erneuerbare Energien zu entwickeln. 

Der NABU hat über eine Förderung von 

Bundesumweltministerium und Umwelt-

bundesamt verschiedene Erfahrungen mit di-

alogorientierten Instrumenten sammeln und 

auswerten können. Auf dieser Basis zeigt der 

vorliegende Kommunikationsratgeber Wege 

auf, wie Information, Beteiligung und Zusam-

menarbeit von Investoren, Planern, Behörden, 

Naturschützern und Bevölkerung aktiv und 

konstruktiv gestaltet werden können.

Das Projekt hat auch deutlich gemacht, dass 

grundlegende Entscheidungen – wie z.B. die 

Standortwahl oder Dimensionierung von An-

lagen – die Akzeptanz des weiteren Ausbaus 

der Erneuerbaren Energien ganz wesentlich 

mit bestimmen und sich in der Regel nach-

träglich kaum korrigieren lassen. Werden hier 

bereits kritische Festlegungen getroffen, kann 

unter ungünstigen Voraussetzungen später vor 

Ort auch kein konstruktiver Dialog mehr über 

das Vorhaben geführt werden. Konkurrierende 

Interessen sollten daher künftig auf regionaler 

Ebene möglichst schon im Vorfeld konkreter 

Planungen durch einen Konfliktcheck iden-

tifiziert werden, um tragfähige Lösungen für 

Projekte zu ermöglichen. 

Die für diese Broschüre ausgewerteten Bei-

spiele zeigen, dass es von der konkreten Situ-

ation vor Ort und vom geeigneten Zeitpunkt 

abhängt, ob und wie die Gestaltung von In-

formation, Beteiligung und Dialog zum Er-

folg von Vorhaben im Bereich Erneuerbare 

Energien beitragen kann. Die Erfahrungen 

belegen, dass dabei eine frühzeitige und bür-

gerorientierte Kommunikation von zentraler 

Bedeutung ist.

Dieser Ratgeber möchte entsprechende Mög-

lichkeiten, aber auch Grenzen, veranschauli-

chen sowie Erfolgsfaktoren für die praktische 

Durchführung benennen. Er richtet sich daher 

vorrangig an: 

•	 Kommunen 

	 (Politik und Verwaltung)

•	 Investoren, Planer, 

	 Anlagenbetreiber

•	 Lokale Gruppen, Initiativen,  

	 Einrichtungen, Verbände

Eine interessante und anregende Lektüre 

wünscht Ihnen

 

D Die drei großen „E“ – Energieeinsparung, 

Energieeffizienz und Erneuerbare Energien – 

stehen für die wichtigsten Strategien, um die 

notwendigen Klimaschutzziele zu erreichen 

und den Treibhausgas-Ausstoß drastisch zu 

verringern. 

Der NABU verbindet sein Engagement für die 

Natur und eine lebenswerte Zukunft mit dem 

verstärkten Einsatz für eine klimaverträgliche 

Energiepolitik. Dabei dürfen Klima-, Ressour-

cen- und Naturschutz nicht gegeneinander 

ausgespielt werden. Erneuerbare Energien 

brauchen Akzeptanz vor allem auf lokaler 

und regionaler Ebene. 

Deshalb vermittelt der NABU seit einigen Jah-

ren bei Streitfällen um Anlagen zur Erzeugung 

Erneuerbarer Energien vor Ort und versucht, 

konstruktive Lösungen zur Umwelt- und 

Naturverträglichkeit zu erarbeiten. Schwer-

punkte waren dabei bisher die Konflikte um 

Vogelschutz und Windenergie an Land sowie 

Anforderungen an die Errichtung von Solar-

parks auf Freiflächen. In den letzen Jahren 

hat vor allem die energetische Verwertung 

von Biomasse in den Regionen massiv an Be-

deutung gewonnen. Für den Ausbau und die 

Nutzung aller Erneuerbarer Energien müssen 

Rahmenbedingungen gesetzt und eingehalten 

werden. Die wesentlichen Anforderungen hat 

der NABU im > Leitfaden „Erneuerbare Ener-

gien – Konflikte lösen und vermeiden“ bereits 

2006 und in seinem > Grundsatzprogramm 

Energie 2008 zusammengestellt. 

Windenergieanlagen oder Biomassekraftwer-

ke sind auch immer mit Beeinträchtigungen 

für Mensch, Natur und Umwelt verbunden. 

Deshalb ist aus NABU-Sicht eine frühzeitige 

und intensive Auseinandersetzung mit den 

Leif Miller
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dem Oberverwaltungsgericht einen vorläufi-

gen Baustopp erwirken. Dem Investor drohten 

höhere Kosten bei nicht fristgerechter Fertig-

stellung der Anlage. 

In dieser Situation entschieden sich beide 

Seiten für ein so genanntes Mediationsver-

fahren, bei dem innerhalb von vier intensiven 

Verhandlungsrunden mit Hilfe einer exter-

nen Moderatorin und eines Rechtsanwaltes 

eine vertragliche Einigung erzielt werden 

konnte. Bestandteile der Regelung waren 

eine verbesserte Luftreinhaltung einschließ-

lich einer wetterabhängigen Steuerung der 

Anlage, alternative Anfahrtswege, die Aus-

kunft über Messdaten im laufenden Betrieb, 

die sofortige Beendigung des Rechtsstreits so-

wie Strafzahlungen bei Nichteinhaltung des 

Vertrags. Innerhalb weniger Wochen war der 

Weg frei für die Realisierung des Biomasse-

Heizkraftwerks.

In der Lutherstadt Wittenberg in Sachsen-

Anhalt soll ebenfalls ein Holzkraftwerk gebaut 

werden. Auf Initiative des NABU erklären sich 

auch hier die Konfliktbeteiligten zu einer ers-

ten Dialogrunde bereit.

Eine Gegenüberstellung der beiden Prozesse 

und eine kurze Analyse der unterschiedlichen 

Erfahrungen sind im Kapitel >„Moderierte 

Dialogrunden und Vermittlung bei Konflik-

ten durch Mediation“ ab Seite 19 zu finden. 

Was können Information, Beteiligung 
und Dialog mit Kritikern überhaupt 
leisten? 

Die gegenseitigen Erwartungen an eine trans-

parente und dialogorientierte Gestaltung von 

Planungen für den weiteren Ausbau Erneu-

erbarer Energien sind häufig sehr hoch ge-

steckt und können daher bei Nichterfüllen 

zu Frustration und Vorbehalten gegenüber 

einem moderierten Beteiligungsverfahren 

führen. Weder gibt es eine Garantie, dass 

sich alle Anregungen im Rahmen eines be-

stimmten Projekts realisieren lassen, noch 

führen gut gemeinte Informations- und Be-

teiligungsangebote automatisch zu einer hö-

heren Akzeptanz. Entscheidend ist daher, die 

Ziele, Interessen und Rollen der Beteiligten 

für den gesamten Planungsprozess transpa-

rent zu machen sowie den Rahmen und die 

Funktion für die einzelnen Dialogbausteine 

klar zu kommunizieren. Im Idealfall werden 

diese Grundlagen für das Gelingen der Zu-

sammenarbeit bereits zu Beginn des Prozesses 

gemeinsam erarbeitet und vereinbart. 

Aus der sozialpsychologischen Forschung 

ist bekannt, dass die Akzeptanz Erneuer-

barer Energien bei den relevanten Akteu-

ren und den betroffenen Menschen nicht 

allein von einem ausreichend vorhandenen 

Problem- und Handlungswissen abhängt. 

Beteiligungsorientierte Planung muss daher 

über die reine Informationsbereitstellung 

Wozu ein Kommunikationsratgeber?

Mangelnde Kommunikation zwischen Pro-

jektbeteiligten und Interessengruppen vor 

Ort führen häufig zu wachsenden Wider-

ständen gegen Anlagen zur Erzeugung von 

Strom, Wärme und Kraftstoffen aus Erneu-

erbaren Energien. Diese werden gerne von 

den regionalen Medien in Form von Nega-

tiv-Schlagzeilen aufgenommen und führen 

letztendlich zu unproduktiver Konfrontation 

und zusätzlichen Hemmnissen für die Reali-

sierung des Projekts. 

Ein Beispiel: In Duderstadt bei Göttingen 

in Niedersachsen plant ein landwirtschaft-

licher Betrieb, eine Biogasanlage zur Vergä-

rung von nachwachsenden Rohstoffen und 

ein Blockheizkraftwerk mit einer elektrischen 

Leistung von 500 Kilowatt zu errichten. Die 

bei der Verstromung des Biogases entstehende 

Wärme wird ausgekoppelt und an das örtli-

che Krankenhaus geliefert. Damit kann eine 

hocheffiziente Energieumwandlung realisiert 

und durch den Ersatz fossiler Brennstoffe eine 

deutliche Verringerung von Treibhausgas-

emissionen erreicht werden. Standortwahl, 

Anlagenkonzept, Erzeugergemeinschaft und 

Lieferverträge stehen bereits fest. Erst mit der 

Einreichung des Genehmigungsantrags beim 

zuständigen Gewerbeaufsichtsamt dringen die 

Pläne an die Öffentlichkeit. Betroffene Bür-

gerinnen und Bürger aus einem benachbar-

ten Wohngebiet wenden sich prompt an den 

Bürgermeister und beklagen eine unhaltbare 

Verschlechterung ihrer Lebensqualität. 

Auf einer öffentlichen Informationsveranstal-

tung können sich alle Interessierten ein Bild 

von der geplanten Anlage und den möglichen 

Auswirkungen machen. Die geäußerten Be-

fürchtungen konzentrieren sich auf Lärm, Ge-

rüche, Anlagensicherheit, Beeinträchtigung 

der Landschaft und Wertminderungen der 

benachbarten Grundstücke. Obwohl nun die 

Transparenz über die Planung verbessert wur-

de und von Seiten des Betreibers die Bereit-

schaft besteht, freiwillig über die rechtlichen 

Genehmigungsvoraussetzungen hinaus für 

eine Minderung der möglichen Beeinträch-

tigungen zu sorgen, bleiben die Fronten ver-

härtet. Die Gegner des Vorhabens stellen die 

Standortwahl in Frage und wollen gegen eine 

mögliche Genehmigung klagen. Die Realisie-

rung auf einem alternativen Standort ließe 

sich nur noch mit erheblichen Mehrkosten und 

zeitlichen Verzögerungen realisieren. 

Ortswechsel: Über zwei Jahre schwelte der 

Konflikt um ein geplantes Heizkraftwerk zur 

Verbrennung von Althölzern in einem Indus-

triegebiet von Neuwied in Rheinland-Pfalz. 

Streitpunkte zwischen Investor und Bürgerini-

tiative waren die Dimensionierung der Anlage 

und die genehmigten Einsatzstoffe, die Belas-

tung durch Luftschadstoffe, Lärm und Verkehr 

sowie die Anlagensicherheit und Transparenz 

des Betriebs. Bei kritischen Wetterlagen (In-

version) drohten aufgrund der hohen Vorbe-

lastung gesundheitliche Beeinträchtigungen. 

Schließlich konnte die Bürgerinitiative vor 7
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Bei einem hohen Konfliktpotenzial des Pro-

jekts, aber geringen Unsicherheiten in der 

Realisierung, müssen über die strittigen 

Punkte Verhandlungen mit den betroffenen 

Interessenvertretern aufgenommen wer-

den, um tragfähige Lösungen erarbeiten zu 

können. Wenn zusätzlich die Komplexität 

des Vorhabens und die damit verbundenen 

Unsicherheiten bei der Umsetzung sehr groß 

sind, empfiehlt es sich, von vornherein auf 

eine möglichst breite und umfassende Ko-

operation mit den Beteiligten vor Ort bei der 

Realisierung des Projekts zu setzen.

hinausgehen und versuchen, Anreize und 

Motivationen, persönliche Überzeugungen 

und Betroffenheiten sowie die Bereitschaft 

zu aktivieren, persönlich Verantwortung für 

die Lösungssuche zu übernehmen. Dabei 

spielen die Verfügbarkeit von tatsächlichen 

Alternativen und die Handlungsmöglich-

keiten im Dialog eine entscheidende Rolle 

für die Akzeptanzförderung. Wenn sich 

dagegen bei den Beteiligten der Eindruck 

verfestigt, es gibt nur eine Lösung, der sie 

letztendlich zustimmen müssen, wird aus 

psychologischer Sicht Widerstand geradezu 

herausgefordert.

Eine externe und von allen Beteiligten ak-

zeptierte Moderation kann dazu beitra-

gen, einen fairen Interessenausgleich zu 

gewährleisten und aus allparteilicher Sicht 

Vorschläge zur Gestaltung des weiteren Di-

alogs zu entwickeln. Gerade zu Beginn der 

Planung oder bei Auftreten von Konflikten 

spielen vertrauensbildende Maßnahmen 

(z.B. direkte Gesprächsangebote, vorläu-

fige Aussetzung von Bautätigkeiten etc.) 

eine wichtige Rolle, um den Dialogprozess 

auf eine konstruktive Basis zu stellen und 

gemeinsam getragene Ergebnisse erreichen 

zu können.

Wann ist der richtige Zeitpunkt, mit ande-
ren über Projektideen und Planungen zu 
reden?

Das hängt im Wesentlichen vom Ziel und 

Zweck der Kommunikationsmaßnahme ab, 

und insbesondere davon, welche Akteure zu 

welchem Grad eingebunden werden sollen. 

Dabei kann man verschiedene Stufen des Dia-

logs (> siehe Abbildung 1) unterscheiden.

Zur besseren Orientierung, wann welche 

kommunikative Strategie zum Einsatz 

kommen sollte, dient das folgende Modell  

(> vgl. Abbildung 2): Wenn sich ein geplantes 

Projekt durch eine hohe Akzeptanz vor Ort 

(und damit ein geringes Konfliktpotenzial) 

sowie durch geringe Unsicherheiten in der 

Realisierung auszeichnet, genügen meistens 

gute Informationsangebote und ein profes-

sionelles Marketing für das Vorhaben. Neh-

men dagegen technische, wirtschaftliche  

oder ökologische Unsicherheiten zu, sollte 

eine Konsultation der zentralen Akteure und 

Betroffenen vor Ort die Grundlage für eine 

weitergehende Beteiligung im Planungs- und 

Umsetzungsprozess darstellen. 

Abbildung 1: Eigene Darstellung

Abbildung 2: Eigene Darstellung nach

Ralph Stacey und Holger Naubeiner
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Die folgenden Kapitel stellen Beispiele für 

mögliche Aktivitäten vor und geben Emp-

fehlungen für die praktische Durchführung. 

Für eine bessere Handhabung der Broschüre 

ist die Zusammenstellung nach dem zeitli-

chen Ablauf der Projektbearbeitung (> siehe 

Abbildung) gegliedert:

•	 �Vor der Realisierung  
(Planungsphase)

•	 �Während der Antragstellung  
und des Genehmigungsverfahrens

•	 �Während der Bauphase  
bis zur Inbetriebnahme

•	 Im laufenden Betrieb

In einem gesonderten Kapitel wird auf die 

Möglichkeiten zur gemeinsamen Projekt-

entwicklung eingegangen (> siehe ab Seite 

33). Der Fokus liegt bei allen Punkten auf 

Dialoginstrumenten und Kommunikati-

onsmaßnahmen, die sich nicht nur bei Pla-

nungsverfahren im Bereich der Erneuerbaren 

Energien bewährt haben. Auf eine inhaltli-

che Skizzierung von projektspezifischen 

Lösungen und Kooperationsmodellen für 

den Ausbau Erneuerbarer Energien wird an 

dieser Stelle verzichtet. Es sei aber dazu auf 

entsprechende Quellen und Publikationen 

im Anhang verwiesen.

Vorgespräch zur Erstinformation und als 
vertrauensbildende Maßnahme 

Regionale Entwicklungs- und Flächennut-

zungsplanung oder kommunale Energieko-

nzepte bieten für Investoren und Planer von 

Erneuerbare-Energien-Anlagen einen idealen 

Rahmen, um ihre Vorhaben oder Projektideen 

einzuordnen und bei Entscheidungsträgern 

in Politik und Verwaltung vorzustellen. Auch 

wenn oben genannten Planungsgrundlagen 

nicht vorliegen sollten, stellt in der Regel eine 

Erstinformation beim Bürgermeister oder im 

Gemeinderat eine gute Ausgangsbasis für das 

weitere Vorgehen in der Planungsphase dar. 

Neben den projektbezogenen Informationen  

sollten auch mögliche Konflikte und das wei-

tere Vorgehen bei der Öffentlichkeitsarbeit 

thematisiert werden (> vgl. Checkliste zum 

Vorgespräch). Diese Schritte sollten so früh 

wie möglich erfolgen, um Chancen und Risi-

ken für die Realisierung rechtzeitig abschät-

zen zu können.

Vor allem Standortfragen lassen sich zu einem 

späteren Zeitpunkt z.B. während des Genehmi-

gungsverfahrens nur noch sehr eingeschränkt 

thematisieren, wie das Beispiel der geplanten 

Biogasanlage in Duderstadt bei Göttingen ge-

zeigt hat (> siehe Seite 6). 

Mit der Zunahme an bereits realisierten 

bzw. geplanten Wind- und Solarparks sowie 

Biomasse-Anlagen ergibt sich ein erhöhtes 

Konfliktpotenzial zwischen verschiedenen 

Nutzungsinteressen in der Landschaft, die 

sich am besten durch einen ersten Abgleich 

von Standortalternativen auf Ebene der Re-

gional- oder der Flächennutzungsplanung 

sondieren lassen.

Information, 
Beteiligung, Dialog 
Empfehlungen für 
mögliche  Aktivitäten

Abbildung 3:  
Ablauf und Arbeitsschritte im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens  

nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz (Eigene Darstellung)

•	 �Wer ist der Investor? Wer ist der Betreiber? 
(ggf. Konsortium vorstellen)

•	 Darstellung des Vorhabens und der 	
	 eigenen Beweggründe 

•	 �Vorteile und mögliche Konfliktpotenziale des 
Projekts aus kommunaler und regionaler 
Sicht; Abgleich mit anderen Nutzungsinteres-
sen auf regional- und kommunalplanerischer 
Ebene

•	 �Favorisierter Standort, ggf. Alternativen 	
(mit Planunterlagen)

•	 �Geplante Größe (Leistungsdaten, 	
Flächenbedarf)

•	 �Beabsichtigte Energieumwandlung und 	
-nutzung (Anlagentechnik, Strom- und 
Wärmeproduktion, Wirkungs- und Jahres
nutzungsgrad, Energieableitung und 	
Trassenführung)

•	 �Bei Biomasse: Art und Herkunft der einsetz-
baren Substrate, geplante Verwertung von 
Reststoffen

•	 �Mögliche Auswirkungen des Projekts auf 
Menschen und Umwelt sowie geeignete 
Minderungsmaßnahmen

•	 �Zeithorizont für Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren, anvisierter Baubeginn und 
Inbetriebnahme 

•	 �Offene Fragen, weiteres Vorgehen, nächste 
Schritte (auch zur Einbindung der Öffentlich-
keit)
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Damit eine Besichtigungsfahrt tatsächlich zu 

einer besseren Entscheidungsfindung beitra-

gen kann, müssen Standortbedingungen und 

Anlagentechnik weitestgehend vergleichbar 

mit dem geplanten Projekt sein. Diese An-

forderungen sind bei der Auswahl der Besich-

tigungsanlage gegenüber einem geringeren 

Aufwand für die Exkursion zu einem näher 

gelegenen Standort abzuwägen. Entscheidend 

für die Glaubwürdigkeit eines solchen Infor-

mationsangebotes ist es, dass nicht nur die 

Betreiberseite als Ansprechpartner für Fra-

gen bei der Besichtigung zur Verfügung steht. 

Auch Gemeindevertreter, Genehmigungsbe-

hörden und Nachbarn sollten hierfür ange-

fragt werden, um z.B. auch Auskünfte über 

Bedenken im Planungsverfahren oder Sorgen 

hinsichtlich der Belastungen für Mensch und 

Natur im laufenden Betrieb sowie den Um-

gang damit thematisieren zu können.

Nachbarschaftsforum

Möglichst zeitnah im Anschluss an die Erst

information des Bürgermeisters und des 

Gemeinderats und vor Einleitung des for-

malen Genehmigungsverfahrens sollte es 

auch für die Öffentlichkeit eine Möglichkeit 

geben, sich über das Vorhaben zu informie-

ren. Eine entsprechende Veranstaltung kann 

im Idealfall gemeinsam mit der Kommune 

und in räumlicher Nähe zum geplanten 

Standort durchgeführt werden. Dabei sind 

insbesondere die bisherigen Überlegungen 

zu Standortwahl, Anlagenkonzept und tech-

nischer Ausführung allgemeinverständlich 

darzulegen aber auch Chancen und Risiken 

für die Umsetzung offen zu benennen. Bei 

der Vorbereitung solcher Veranstaltungen 

sollten die Organisatoren unbedingt einen 

Perspektivenwechsel vornehmen: Es kommt 

zu allererst darauf an, was die Bürgerinnen 

und Bürger wissen wollen und wie man am 

besten auf ihre Fragen antworten kann. Erst 

dann folgen die üblichen Überlegungen, wer 

welche Inhalte in welcher Form am besten 

präsentieren kann. 

Für die Diskussion und Beantwortung von 

Fragen hat sich eine externe Moderation be-

währt, die nicht in den Händen des Investors, 

Planers oder späteren Betreibers liegen soll-

te. Falls schon im Vorfeld offene Fragen und 

mögliche Problemfelder bekannt sind, bietet 

es sich an, fachliche Ansprechpartner z.B. aus 

Besichtigungsfahrt und Exkursionen

Mit der Novelle des Erneuerbare-Energien-

Gesetzes (EEG) im Jahr 2004 begann die 

Entwicklung von großflächigen Solarparks in 

Deutschland. Weil damit ein zusätzlicher Flä-

chenverbrauch verbunden ist, setzte sich der  

NABU frühzeitig mit Anforderungen an die 

Naturverträglichkeit bei Planung, Bau und 

Betrieb solcher Anlagen auseinander. Doch 

auch in den betroffenen Kommunen waren 

die Photovoltaikprojekte auf Freiflächen häu-

fig umstritten. Gerade in diesen Fällen hat 

der NABU empfohlen, sich bereits bestehen-

de Anlagen gemeinsam anzuschauen, um die 

Meinungsbildung und Entscheidungsfindung 

zu verbessern. 

Inzwischen gibt es z.B. im Rahmen der jähr-

lichen „Woche der Sonne“ oder dem „Tag der 

Erneuerbaren Energien“ in vielen Regionen 

die Möglichkeit, sich vor Ort ein Bild von 

der Anlagentechnik und den damit verbun-

denen Vorteilen und Beeinträchtigungen 

zu machen. Bei konkreten Planungen für 

neue Anlagen bietet es sich an, gezielt eine 

Besichtigungsfahrt zu organisieren. Solche 

Exkursionen sollten möglichst zu Beginn der 

öffentlichen Diskussion angeboten und ge-

meinsam mit interessierten Akteuren vor Ort 

organisiert werden, weil sich viele Menschen 

anhand von technischen Zeichnungen und 

Planunterlagen z.B. kein reales Bild von einer 

Biogasanlage machen können. 

•	 ��Informationsangebot öffentlich bekannt 	
machen, dabei persönliche und verbindliche 
Anmeldung einholen, z.B. über Presse-
mitteilung der Kommune / Bericht in der 
Lokalzeitung

• 	 �Ansprechpartner aus der unmittelbaren 
Nachbarschaft und (öffentliche) Kritiker des 
Projektes gezielt einbinden, um interessier-
te Personen aus deren Umfeld persönlich 
zur Besichtigungsfahrt einzuladen und ggf. 
Fragen im Vorfeld beantworten zu	
können

• 	 �Geografische und technische Angaben zur 
Besichtigungsanlage möglichst vergleichbar 
zu denen der neu geplanten Anlage. Daten in 
der Einladung zur Besichtigungsfahrt bzw. als 
Exkursionsunterlage den Teilnehmenden zur 
Verfügung stellen

• 	 �Namen und Kontakt der Ansprechpartner vor 
Ort nicht vergessen, sowie Fotos, Pressear-
tikel und andere Informationsunterlagen zur 
besichtigtenAnlage ggf. vor Ort verteilen

Checkliste 
zur Organisation einer
Besichtigungsfahrt oder Exkursion

Vor der Realisierung (Planungsphase)
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In Form von kleineren Gesprächsrunden 

können z.B. Standortalternativen gemeinsam 

bewertet, Lösungsvorschläge für die Erschlie-

ßungswege erarbeitet oder auch finanzielle 

Beteiligungsmöglichkeiten am Projekt bera-

ten werden. Dabei dürfen nicht leichtfertig 

Versprechen in die Welt gesetzt werden, die 

später nicht eingelöst werden können. Sonst 

riskiert der Investor (Planer, Betreiber), das 

für die Umsetzung wichtige Vertrauen der 

direkten Anwohner und der lokalen Bevölke-

rung wie auch der Kommune zu verspielen. 

Sollten im Rahmen des Nachbarschafts-

forums bereits größere Konflikte z.B. hin-

sichtlich des vorgesehenen Standorts oder 

der Dimensionierung der geplanten Anlage 

sichtbar geworden sein, empfiehlt es sich, im 

Anschluss in eine vorbereitende Mediation 

einzusteigen. Dazu gehören eine sorgfältige 

Interessenanalyse in Form von Sondierungs-

gesprächen (> siehe ab Seite 18) sowie ein 

strukturiertes Vorgehen zur Konfliktbearbei-

tung und gemeinsamen Lösungssuche (> sie-

he ab Seite 19). Im Idealfall lassen sich damit 

noch vor Eintritt in das offizielle Genehmi-

gungsverfahren die größten Streitpunkte und 

Hindernisse für eine erfolgreiche Realisierung 

des Projekts ausräumen.

Vorstellung und Erläuterung der  
Planungsunterlagen

Wenn im Vorfeld des formalen Genehmi-

gungsverfahrens bereits eine Grundinfor-

mation zum Vorhaben erfolgt ist, dient eine 

Bürgerfragestunde vor allem der Vorstellung 

und Erläuterung der eingereichten Planungs-

unterlagen und ggf. erfolgter Änderungen 

beim Standort oder in der Ausführung der 

Anlage. Dabei sollte auch auf die verfah-

rensrechtlichen Möglichkeiten zur Einsicht 

der Pläne und Abgabe von Einwendungen 

bzw. Stellungnahmen hingewiesen werden. 

Wichtig ist es, Anlaufstellen und Ansprech-

partner sowie Fristen zur Einreichung bei den 

Behörden klar zu benennen. Beim Veranstal-

tungsrahmen kann auf die Erfahrungen mit 

dem ersten Nachbarschaftsforum (> siehe 

vorheriges Kapitel) zurückgegriffen werden. 

Wurde dagegen bisher auf Informations- und 

Dialogangebote verzichtet, stellt sich die Situ-

ation zumindest bei bisher nicht offensicht-

lichen Konflikten schwieriger dar. 

dem Planungsamt, einem Ingenieur- bzw. 

Gutachterbüro oder einem lokalen Umwelt-

verband mit einzuladen. Eine Aneinander-

reihung von Frontalvorträgen ist unbedingt 

zu vermeiden, weil sie ggf. Widerstände bei 

den kritisch eingestellten Anwesenden her-

vorrufen kann. Vielmehr hat die Moderation 

die Aufgabe, die vorgebrachten Interessen, 

Bedenken und Erfahrungen sowie Fragen 

und Antworten zu visualisieren und zu do-

kumentieren.

Am Ende der Veranstaltung sollten Verein-

barungen zum Umgang mit offenen oder 

kritischen Punkten getroffen werden. Es 

muss deutlich darauf hingewiesen werden, 

dass wichtige Fragen und Sachverhalte erst 

im Genehmigungsverfahren geklärt werden 

können. Ein öffentlicher Schlagabtausch, 

genährt aus Gutachten und Gegengutach-

ten, bringt im schlimmsten Fall noch mehr 

Unsicherheit für alle Beteiligten. Andererseits 

bietet ein Nachbarschaftsforum zu diesem 

frühen Zeitpunkt auch die einmalige Gele-

genheit für den Investor (bzw. den Planer 

oder den späteren Betreiber), Angebote zur 

Information und zur Zusammenarbeit im 

Rahmen des weiteren Planungsprozesses zu 

unterbreiten. 

•	 �Informationsangebot öffentlich bekannt 
machen, z.B. durch Ankündigung	
in der Lokalzeitung aber auch durch Aushän-
ge an Supermärkten, Kneipen, Einrichtun-
gen in der betroffenen Nachbarschaft oder 
Hauswurfsendungen

•	 �Öffentlichen Raum in der Nähe zum geplan-
ten Projektstandort und externe Moderation 
organisieren

•	 �Relevante Ansprechpartner aus der Kom-
mune und Vertreter der Genehmigungs-
behörden rechtzeitig in Vorbereitung und 
Durchführung einbeziehen

•	 �Bei Präsentation des Vorhabens auf zentrale 
Informationen beschränken und vor allem mit 
Bildmaterial veranschaulichen, technische 
Details nur auf Nachfrage erläutern

•	 �Offene Fragen und Anregungen für die 
Planung aber auch Kritikpunkte, Sorgen und 
Bedenken z.B. auf Flip-Chart, Folien oder 
Pinnwänden festhalten und dokumentieren

•	 �Ausblick auf das weitere Vorgehen insbeson-
dere in Bezug auf das formale Planungs- und 
Genehmigungsverfahren geben, Umgang mit 
offenen Punkten aus der Diskussion verein-
baren und Ansprechpartner mit Kontaktdaten 
benennen

Tipps 
für die Organisation
eines Nachbarschaftsforums

Während der  
Antragstellung und des  
Genehmigungsverfahrens

Vor der Realisierung (Planungsphase)
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Investor, sondern auch der Lärmgutachter 

und Ansprechpartner für eine individuelle 

Beratung in Sachen Lärmschutz zur Verfü-

gung. 

Trotz Protestaktionen gegen den weiteren 

Hafenausbau zu Beginn der Infomesse wur-

de mit diesem Angebot in offener Gesprächs

atmosphäre bei Kaffee und Kuchen einem 

breiten Spektrum der betroffenen Bevölke-

rung die Gelegenheit gegeben, sich zu infor-

mieren und bei Bedarf beraten zu lassen. Auf 

die klassische Konfrontationssituation mit 

Rednern und einer anonymen Zuhörermasse 

wurde bewusst verzichtet, um kein Podium 

für eine weitere und unproduktive Eskala-

tion zu bieten. Statt dessen wurden die be-

rechtigten Interessen und Sorgen der Bürger 

ernst genommen und in differenzierter Wei-

se behandelt.

Die Vorstellung und Erläuterung der Pla-

nungsunterlagen sollten so ausgerichtet 

werden, dass damit nicht nur organisierte 

Interessensvertreter erreicht werden, sondern 

vor allem ein Großteil der (betroffenen) Be-

völkerung vor Ort an einem solchen Informa-

tionsangebot teilhaben kann. So bieten sich 

auch im Rahmen von Dorffesten, Märkten 

und regionalen Messen oder anderen Ver-

anstaltungen Möglichkeiten, aktuelle Pla-

nungen für Erneuerbare-Energien-Projekte 

zu präsentieren und Fragen von Bürgern zu 

beantworten. 

Das Beispiel der geplanten Biogasanlage in 

Duderstadt macht deutlich, dass eine kon-

struktive Diskussion des Projekts erschwert 

wird, wenn nur die Kommune als Träger 

öffentlicher Belange im Zuge des Genehmi-

gungsverfahrens nach dem Bundesimmis-

sionsschutzgesetz zu einer Stellungnahme 

aufgefordert wird. Die Anwohner haben in 

diesem Fall von dem Vorhaben nur über Ge-

rüchte erfahren und sich per Unterschriften-

liste und Lokalzeitung direkt an den Bürger-

meister gewandt. 

Mit Unterstützung und Beratung durch den 

NABU wurde eine umfassende Bürgerinfor-

mationsveranstaltung ermöglicht, um die 

Defizite der öffentlichen Kommunikation 

aufzuarbeiten. Dazu gab es bereits im Vor-

feld ein Gespräch mit den Kritikern unter den 

Anwohnern, um ihren Informationsbedarf 

und ihre Erwartungen an die Veranstaltung 

zu klären. Neben dem künftigen Anlagen-

betreiber waren Vertreter des Gewerbeauf-

sichtsamtes als Genehmigungsbehörde, aus 

Kommunalpolitik und Verwaltung sowie die 

für Bau und Anlagentechnik verantwortliche 

Firma anwesend, um kompetent Auskunft zu 

den Fragen und Sorgen der Bürger geben zu 

können. Die Bürgerfragestunde selbst wurde 

von zwei externen Moderatoren professionell 

geleitet und anschließend auf der Homepage 

der Stadt dokumentiert. 

Mit dem Informationsangebot wurde die bis-

her von den Bürgern vermisste Transparenz 

über die Planung und das Genehmigungs-

verfahren hergestellt. Über 100 Teilnehmende 

konnten sich ein besseres Bild von der Anla-

ge und ihrer möglichen Betroffenheit durch 

Sichtbeeinträchtigungen, Verkehr, Lärm und 

Gerüche machen. Infolge der Veranstaltung 

wurde ein Angebot für eine Besichtigungsfahrt 

unterbreitet und in einem kleineren Kreis er-

neut über Standortalternativen beraten.

Auch wenn ein direkter Dialog mit den Kriti-

kern nicht zustande kommt bzw. nicht mehr 

möglich ist, sollten sich die Beteiligten nicht 

auf das formale Verfahren mit Genehmigung, 

Widerspruch und ggf. anschließender Klage 

zurückziehen, sondern die verbleibenden 

Chancen für eine differenzierte Information 

und Kommunikation nutzen.

Ein Beispiel dafür – allerdings nicht aus 

dem Bereich der Erneuerbaren Energien 

– ist die umstrittene Erweiterung des Con-

tainerterminals in Bremerhaven und deren 

Auswirkungen auf die Zukunft des angren-

zenden Ortsteils Weddewarden. In direkter 

Nachbarschaft zum betroffenen Dorfkern 

und zum Bauplatz wurde ein Zelt mit einer 

Infomesse zum Planfeststellungsverfahren 

aufgebaut. Die Unterlagen wurden in Form 

einer allgemeinverständlichen Ausstellung 

aufbereitet. Für Rückfragen standen nicht 

nur Stadtplaner und der Hafenbetreiber als 

•	 ��Zeitlich mit der Einreichung der Planungsun-
terlagen und der Möglichkeit zur schriftlichen 
Stellungnahme im Rahmen des formalen 
Genehmigungsverfahrens koppeln

•	 �Geeigneten Veranstaltungsort und Termin	
wählen, um neben Interessenvertretern auch 
die allgemeine Bevölkerung zu erreichen

• 	 �Öffentliche Bürgerinformationsveranstaltung 
geeignet, wenn das Konfliktpotenzial gut 
abschätzbar ist und keine Eskalationen zu 
erwarten sind

• 	 �Ablauf auf Interessen und Sorgen der Bürger 
ausrichten: Statt Präsentationen lieber auf 
moderierte Frage- und Antwortrunden setzen 
(> siehe bei Nachbarschaftsforum ab 	
Seite 13)

• 	 �Infostände als Alternative, um Einzelgesprä-
che zu führen statt Podium für unproduktive 
Konfrontation bieten

• 	 �Planungsunterlagen z.B. in Form einer 
allgemeinverständlichen Ausstellung zur 
Veranschaulichung aufbereiten

•	 �Direkte Ansprechpartner z.B. für Anlagen-
technik und Genehmigungsverfahren 	
einbinden

Checkliste für die Organisation 
einer Bürgerfragestunde oder eines 
Infostands

Während der Antragstellung und  
des Genehmigungsverfahrens 
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Moderierte Dialogrunden und Vermitt-
lung bei Konflikten durch Mediation

Wenn sich die Beteiligten auf moderierte  

Dialogrunden oder auf die Teilnahme an ei-

nem Verfahren zur Konfliktvermittlung ein-

lassen, ist schon eine große Hürde genommen. 

Für eine erfolgreiche Durchführung und den 

weiteren Prozess ist aber entscheidend, ob tat-

sächlich ausreichende Gestaltungsspielräume 

für den Interessenausgleich bestehen und die 

Beteiligten grundsätzlich bereit sind, dazu 

verbindliche Vereinbarungen zu treffen. Die 

Moderatoren haben dabei die Verantwortung 

für die Gestaltung des Verfahrens und die 

Einhaltung von Spielregeln für einen fairen 

Umgang der Konfliktparteien miteinander 

(> siehe Kasten). 

Der Begriff „Mediation“ stammt aus dem 

Lateinischen und heißt wörtlich übersetzt 

nichts anderes als „Vermittlung“. Die Grund-

idee besteht darin, dass die Beteiligten mit 

Unterstützung eines allparteilichen Dritten 

(„Mediator“) eine für die Zukunft tragfähige 

und von allen Seiten akzeptierte oder zumin-

dest tolerierte Konfliktregelung erarbeiten. 

Der „Mediator“ ist kein Schlichter, der über 

eine inhaltliche Lösung entscheidet, sondern 

er gestaltet und moderiert einen gemeinsa-

men Gesprächsrahmen. Eine solche Kon-

fliktmoderation erfordert das Einverständnis 

und die Bereitschaft aller Parteien, sich auf 

diesen Prozess einzulassen und gemeinsam 

Sondierungsgespräche zur  
Interessenanalyse

In Vorbereitung auf moderierte Dialogrun-

den oder auf eine Vermittlung bei Konflikten 

in Form eines so genannten Mediationsver-

fahrens (> siehe folgendes Kapitel) müssen 

vorab Gespräche mit den beteiligten Akteuren 

geführt werden. Ziel dieser Gespräche ist es, 

sich ein Bild von den durch das Erneuerbare-

Energien-Vorhaben betroffenen Interessen 

zu machen und zu sondieren, unter welchen 

Bedingungen relevante Personen und Insti-

tutionen bereit sind, an einem solchen Dialog 

parallel zum formalen Genehmigungsverfah-

ren teilzunehmen. Bei großen Gruppen wird 

in den Vorgesprächen auch erarbeitet, durch 

wen welche Interessen am besten vertreten 

werden können.

Bei den beiden vom NABU initiierten und 

begleiteten Konfliktfällen (Holzkraftwerk in 

Wittenberg/ Sachsen-Anhalt und Biogasan-

lage in Duderstadt/ Niedersachsen) waren 

die Moderatoren und Prozessgestalter bereits 

in diese Sondierungsgespräche einbezogen. 

Dies war besonders im Falle des geplanten 

Holzkraftwerks in Wittenberg von großer 

Bedeutung, um offene Fragen und das Ein-

verständnis zur Vorgehensweise und zum 

gewählten Ansatz der Mediation sowohl auf 

Seiten der Investoren wie bei den Kritikern 

des Projekts zu besprechen.

Neben der Klärung von inhaltlichen Fragen 

(> siehe Übersicht) kommt es ganz wesentlich 

auf das gegenseitige Kennenlernen an, um 

eine Vertrauensbasis für die weitere Zusam-

menarbeit und damit nicht zuletzt Akzeptanz 

für die Moderatoren und das gewählte Ver-

fahren zu schaffen.

Häufig werden aufgrund von Zeitdruck und 

knappen Finanzmitteln die Sondierungsge-

spräche mit verschiedenen Akteuren zusam-

mengelegt. So trafen sich in Duderstadt auf 

Einladung des Bürgermeisters noch vor der 

öffentlichen Informationsveranstaltung die 

relevanten Personen, um im kleinen Kreis 

über die Situation mit der geplanten Biogas-

anlage zu beraten.

In gemischten Gruppen erscheinen allerdings 

Befürworter und Gegner des konkreten Pro-

jektes häufig als weitgehend homogene Inte-

ressengruppe. Bei Einzelgesprächen bestehen 

dagegen viel bessere Chancen, dass abseits 

taktischer Überlegungen offen über die ei-

genen Interessen und Einschätzungen zu den 

anderen Akteuren gesprochen werden kann. 

Dies ermöglicht es den Moderatoren, darauf 

bei den anstehenden Dialogrunden differen-

zierter einzugehen und bei einer möglichen 

Einigung auf einen fairen Interessenausgleich 

zu achten.

Beispiel-Fragen 
für die Sondierungsgespräche 
zur Interessenanalyse

•	 �In welchem Zusammenhang (persönlich/be-
ruflich) stehen Sie zum Projekt? Über welche 
Informationen verfügen Sie bereits? Wozu 
fehlen Ihnen bisher Informationen?

• 	 �Welche Chancen und Risiken sind aus Ihrer 
Sicht mit dem Vorhaben verbunden? Welche 
Personen und Institutionen sind Nutznießer? 
Wer ist direkt von den Auswirkungen betrof-
fen? Wer spielt für den weiteren Prozess eine 
wichtige Rolle?

• 	 �Wo sehen Sie Gestaltungsspielräume? 
Welche Themen sollten im Dialog bearbeitet 
werden? Wie beurteilen Sie die Chancen 
auf eine Verständigung auch bei kritischen 
Punkten? Was würde zum Scheitern des 
Dialogs bzw. des Projekts führen? Wer würde 
von einem Scheitern profitieren oder darunter 
leiden?

• 	 �Wer sollte in die weitere Diskussion unbe-
dingt einbezogen werden? In welcher Funk-
tion? Wer wird sich nicht aktiv beteiligen? Mit 
wem sollten wir aber unbedingt sprechen 
bzw. wen sollten wir informieren? Wer könnte 
ggf. Ihre Interessen mit vertreten und unter 
welchem Mandat?

• 	 �Welche Erwartungen haben Sie an die 
Gestaltung eines Dialogs bzw. an eine 
Moderation? Was wäre Ihr größter Wunsch 
an das weitere Verfahren und an mögliche 
Ergebnisse? Was darf auf keinen Fall 	
passieren?

Während der Antragstellung und des Genehmigungsverfahrens
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fentlichen Raum meistens der Fall ist – bieten 

sich zunächst direkte Vorgespräche mit den 

jeweiligen Akteuren und betroffenen Grup-

pen an, um im vertraulichen Rahmen die 

unterschiedlichen Interessen kennen lernen 

und die Bereitschaft zur Teilnahme an einer 

ersten gemeinsamen Sitzung sondieren zu 

können. Die Einbindung der verschiedenen 

Wahrnehmungen, Erfahrungen und Kom-

petenzen der Konfliktbeteiligten ermöglicht 

es den Mediatoren, das weitere Vorgehen 

vorzubereiten und zu strukturieren (> siehe 

vorheriges Kapitel).

Bei einem Mediationsverfahren kann es nicht 

darum gehen, „ob“, sondern nur „wie“ ein 

Vorhaben umgesetzt wird. Was genau ver-

handelt wird, ist Thema einer ersten Sitzung 

mit allen Beteiligten. Hier werden gemeinsam 

die Ziele und Rahmenbedingungen für das 

weitere Vorgehen (z.B. Zeitplanung, Umgang 

miteinander und mit der Presse, Verbind-

lichkeit der Ergebnisse) geklärt sowie Themen 

und mögliche Gestaltungsspielräume bei der 

Suche nach inhaltlichen Lösungen identifi-

ziert. Erst danach beginnen die eigentlichen 

Verhandlungen über Einzelthemen, die durch 

die Mediatoren auf klar strukturierte und 

transparente Weise geleitet werden.

Bei einem Konflikt wie um die geplante Bio-

gasanlage in Duderstadt schaut man bei einer 

Mediation z.B. zunächst nach dem, was für 

die einzelnen Beteiligten gewährleistet werden 

soll: Wirtschaftlichkeit von Bau und Betrieb, 

nachhaltige Landbewirtschaftung, Schutz vor 

Lärm- und Geruchsbelästigung, geringes Ver-

kehrsaufkommen, Sicherung einer qualitativ 

hochwertigen Wohnlage am Stadtrand, öffent-

liche Akzeptanz etc. 

Bei der anschließenden Lösungssuche gibt 

es dann vielleicht zusätzliche Informationen 

zu Herkunft und Qualität sowie Kontrolle 

der eingesetzten Rohstoffe. Es könnten Ver-

einbarungen zu den Zeiten und Wegen der 

Anlieferung oder zur Landbewirtschaftung 

erfolgen. Technische Varianten ermöglichen 

ggf. eine höhere Effizienz des Betriebs oder 

geringere Belastungen durch Lärm, Gerüche 

und Luftschadstoffe.

Für die Umwelt- und Naturschutzverbände 

kann eine Beteiligung an einer Mediation 

sinnvoll sein, wenn sie mehr Chancen auf eine 

Berücksichtigung ihrer Interessen bietet als 

z.B. öffentlicher und politischer Protest oder 

Klagen. Bei frühzeitigem Start des gemein-

samen Dialogs können auch grundsätzliche 

Fragen zu alternativen Standorten und der 

Ausgestaltung der Anlage, zu Trassenfüh-

rungen, Lärm- und Immissionsschutz in 

den erforderlichen Planungs- und Geneh-

migungsverfahren berücksichtigt werden. 

Die Dialogrunden rund um den Standort 

der geplanten Biogasanlage in Duderstadt 

konnten diese Chance leider zunächst nicht 

die Verantwortung für die zu verhandelnden 

Inhalte zu übernehmen. Ziel ist es, möglichst 

verschiedene Alternativen zur Konfliktlösung 

zu entwickeln und zu bewerten, um zu ei-

nem bestmöglichen Interessenausgleich für 

alle Seiten zu kommen und zum Abschluss 

des Verfahrens eine gemeinsam getragene 

Vereinbarung zu ermöglichen. Gerade bei 

öffentlichen Auseinandersetzungen um Er-

neuerbare Energien können die üblichen 

Planungs- und Beteiligungsverfahren häufig 

keinen ausreichenden Beitrag leisten, um mit 

den vorhandenen Konflikten produktiv um-

zugehen und bessere sowie möglichst breit 

akzeptierte Lösungen zu finden.

Ob bei der Errichtung von Windkraftanla-

gen, den Planungen für ein neues Bau- oder 

Gewerbegebiet oder der Ausweisung von 

Schutzgebieten: Investoren, Flächenbesitzer, 

Behörden, Politiker, Umwelt- und Natur-

schützer sowie Anwohner stehen sich häufig 

in ihren jeweiligen Positionen unversöhnlich 

gegenüber und meinen zu wissen, „was sie 

voneinander zu halten haben“. Je mehr auf 

dem Spiel steht, je härter der Konflikt sich 

darstellt, desto eher neigen Menschen zu ei-

nem „So und nicht anders!“. Der Austausch 

von Argumenten findet allenfalls über die - 

häufig verzerrte - Darstellung in der Presse 

statt. An dieser Stelle setzt Mediation an.

Für Mediationsverfahren mit vielen Beteilig-

ten – wie es bei (Umwelt-) Konflikten im öf-

Folgende Punkte sollten zu Beginn
der ersten Gesprächsrunde gemeinsam
mit den Beteiligten diskutiert und ggf.
in angepasster Form vereinbart werden

•	 �Gemeinsame Sprache verwenden, d.h. 
bei Unklarheiten von Begrifflichkeiten aktiv 
nachfragen und eine für den Dialog wichtige 
Verständigung herbeiführen

• 	 �Vorbehaltloses Zuhören, dabei auf Gemein-
samkeiten und Einigungschancen konzen-
trieren (so genannte Win-Win-Strategien), 
aber auch Mut zeigen, andere Interessen 
zu verstehen und darauf einzugehen bzw. 
unlösbare Differenzen und gegensätzliche 
Auffassungen gelten zu lassen

• 	 �Grad der Vertraulichkeit festlegen, insbeson-
dere, welche Informationen nicht an Dritte 
weitergegeben werden sollen. Gemeinsa-
mes Vorgehen zum Umgang mit der Presse 
vereinbaren

• 	 �Verlauf und Ergebnisse der Gespräche 
bzw. Verhandlungen visualisieren und in 
geeigneter Form dokumentieren. Klare Ver-
antwortlichkeiten zwischen den Beteiligten 
für die Umsetzung und deren Überprüfung 
festlegen. Nächste Schritte auch zur Fort
setzung des Dialogs klären

Rahmen und wichtige Regeln 
für die Durchführung eines
Mediationsverfahrens

Während der Antragstellung und des Genehmigungsverfahrens
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In der ersten Mediationsrunde wurden ge-

meinsam die Verhandlungsinhalte und die 

Reihenfolge für deren Bearbeitung festgelegt. 

Zwischen den drei weiteren Gesprächsrun-

den fand immer wieder eine Rückkopplung 

zwischen den Vertretern in der Verhand-

lungsgruppe und dem Plenum der Bürger-

initiative statt. Der direkte Draht zwischen 

den Hauptakteuren auf beiden Seiten ver-

hinderte durch Diplomatie im Hintergrund 

auch ein Scheitern des Prozesses in schwie-

rigen Verhandlungssituationen. So dauerte 

die öffentliche Auseinandersetzung um das 

Holzkraftwerk in Neuwied fast zwei Jahre 

an, bevor dann innerhalb nur weniger Wo-

chen die vertragliche Einigung zwischen In-

vestor und Bürgerinitiative erzielt werden 

konnte. Bestandteile der Regelung waren 

eine verbesserte Luftreinhaltung einschließ-

lich einer wetterabhängigen Steuerung der 

Anlage, alternative Anfahrtswege, Auskunft 

über Messdaten im laufenden Betrieb und 

die sofortige Beendigung des Rechtsstreits so-

wie Strafzahlungen bei Nichteinhaltung des 

Vertrags.

Auch in Wittenberg stand der Baubeginn 

für das Holzkraftwerk unmittelbar bevor. 

Allerdings waren im Vorfeld der Mediation 

keinerlei Rechtsmittel von Seiten der Kritiker 

geltend gemacht worden. Weil der Investor 

über die negative Presseberichterstattung in 

der Region besorgt war, wollte er mit seiner 

Bereitschaft zu direkten Gesprächen vor Ort 

einen Beitrag zur Akzeptanzförderung für 

das Vorhaben leisten. Die Bedenken betra-

fen hier vor allem die Herkunft des Holzes. 

Deshalb hatten die Mediatoren darauf be-

standen, dass der Investor hier größtmögli-

che Transparenz schafft und die wichtigsten 

Holzlieferanten für das geplante Kraftwerk 

direkt in das Mediationsgespräch mit den 

Kritikern einbindet. Für alle Beteiligten 

brachten die Diskussionen um eine nach-

haltige Bewirtschaftung der regional ver-

fügbaren Holzressourcen und die begrenz-

ten Einflussmöglichkeiten des Investors auf 

diesen Markt neue Erkenntnisse. In Fragen 

der Verkehrsanbindung, der Minderung der 

lokalen Belastung mit Feinstaub und der 

Naturschutzbelange am Standort konnten 

dagegen nur Prüfaufträge an den Investor 

festgehalten werden. 

Alle Beteiligten würdigten zwar die konst-

ruktive Atmosphäre des Mediationsgesprächs 

und die Bereitschaft zum direkten Dialog. Es 

hat sich aber herausgestellt, dass der Auftrag 

für die Konfliktvermittlung zu eng bemessen 

war. Die von der Moderation dokumentier-

ten Ergebnisse erwiesen sich ohne weitere 

Begleitung als nicht tragfähig und konkret 

genug. Es fehlten Vereinbarungen, wie der 

Prozess nach Prüfung der zentralen Fragen 

hätte weiterlaufen müssen. So führten Verzö-

gerungen auf Investorenseite bei der öffentli-

chen Bekanntgabe des Mediationsergebnisses 

bereits zu einem erneuten Vertrauensverlust 

nutzen, weil eine Verlegung für den Anlagen-

betreiber mit untragbaren Mehrkosten bei 

Neuplanung und Betrieb verbunden wäre, so 

dass eine Einigung mit den besonders betrof-

fenen und klagewilligen Anwohner nicht er-

zielt werden konnte. Inzwischen liegt die Ge-

nehmigung für den umstrittenen Standort 

vor. Allerdings hat sich mittlerweile auch die 

rechtliche Situation für die Realisierung der 

Biogasanlage an einem anderen Standort ge-

ändert, so dass nun doch eine verträglichere 

Alternativplanung vorangetrieben wird. 

Aus Sicht der Investoren oder Behörden 

kann eine Mediation die Planungssicherheit 

erhöhen und langwierige Rechtsstreitigkeiten 

vermeiden. Anders als in den USA kann in 

Deutschland die Durchführung eines Medi-

ationsverfahrens die formal vorgeschriebene 

Verwaltungsentscheidung aber nicht ersetzen. 

Es ist deshalb wichtig, dass wichtige Entschei-

dungsträger aus Politik und Verwaltung in 

den Prozess mit eingebunden werden und 

dass die Beteiligten über ein entsprechendes 

Verhandlungsmandat verfügen. In der Praxis 

zeigt sich dann eine sehr hohe Bindungskraft 

der erzielten Vereinbarungen. Zusätzliche 

Regelungen, die über den Gegenstand des 

behördlichen Genehmigungsverfahrens hi-

nausgehen, können bei Bedarf auch rechts-

verbindlich in Form eines Mediationsvertrags 

direkt zwischen den Konfliktbeteiligten ver-

einbart werden.

Um deutlich zu machen, wie unterschied-

lich die Ausgangsbedingungen und Erfolgs-

chancen einer Mediation im konkreten Fall 

sein können, sollen an dieser Stelle kurz die 

beiden Praxisbeispiele aus Wittenberg und 

Neuwied gegenüber gestellt werden. An bei-

den Orten ging es bei den Auseinanderset-

zungen um ein geplantes Holzkraftwerk. Die 

Konfliktpunkte betrafen die Dimensionie-

rung der Anlage, die Herkunft und Zusam-

mensetzung der Brennstoffe, die gesundheit-

liche Belastung durch Lärm, Luftschadstoffe 

und Feinstaub, das Verkehrskonzept für die 

Anlieferung der Einsatzstoffe sowie in Wit-

tenberg auch Fragen des Naturschutzes. 

In Neuwied war der Einigungsdruck beson-

ders hoch, weil eine Bürgerinitiative überra-

schend vor Gericht einen vorläufigen Bau-

stopp erwirkt hatte, aber auch am eigenen 

Erfolg im Hauptverfahren zweifelte. Dem 

Investor drohten aufgrund der drohenden 

Verzögerung von Bau und Inbetriebnahme 

wirtschaftliche Einbußen, weil die vertragli-

chen Konditionen sowohl für die Holzliefe-

rungen wie auch für den Wärmeverkauf in 

Frage gestellt wurden. Das vom Rechtsanwalt 

der Bürgerinitiative angeregte Mediations-

verfahren bot in dieser Situation für beide 

Seiten die Chance, in Form von Verhand-

lungen ein besseres Ergebnis zu erzielen als 

durch die Fortsetzung des Rechtsstreits vor 

Gericht. 

Während der Antragstellung und des Genehmigungsverfahrens
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Nutzung verschiedener  
Informationsmedien

Auch während der Bauphase kann es Anlässe 

zur Information insbesondere für die direkt 

betroffene Nachbarschaft geben. Sei es auch 

nur, um der örtlichen Gerüchteküche und 

unnötiger Verärgerung vorzubeugen. Wenn 

bestimmte Belastungen absehbar sind (z.B. 

Baustellenverkehre), sollten sie vorab bekannt 

gemacht werden, damit sich die Menschen 

vor Ort darauf einstellen können. Auf der an-

deren Seite kann man positiv über den Pro-

jektfortschritt berichten und das technische 

Interesse der Bevölkerung gezielt ansprechen. 

Die Aufstellung der neuen Generation an 

Windrädern stellt inzwischen nicht nur eine 

logistische Herausforderung dar, sondern 

kann durchaus als lokales Ereignis inszeniert 

werden (> z.B. im Rahmen eines Tags der of-

fenen Tür – siehe nächstes Kapitel). 

Für die Verbreitung von Informationen stellt 

sich im Wesentlichen die Frage des richtigen 

Mediums. Um eine möglichst hohe Infor-

mationsabdeckung zum Beispiel in der 

unmittelbaren Nachbarschaft zu erreichen, 

können ganz klassisch Handzettel als Haus-

wurfsendung eingesetzt werden. Schon in der 

Planungsphase sollten persönliche Kontakte 

zur Redaktion der Lokalzeitung oder von 

auf Seite der Kritiker, die zudem in einer 

Vielzahl an Einzelstatements wieder die 

Konfrontation über die Lokalpresse suchten. 

Auch wenn das Mediationsgespräch an sich 

sehr positiv verlaufen ist, kann aus Sicht der 

Moderation und des NABU als Mitinitiators 

des Verfahrens festgehalten werden, dass die 

gemeinsame Vorbereitung eines anschlie-

ßenden Pressegesprächs nicht vernachlässigt 

werden darf und innerhalb eines verein-

barten Zeitrahmens auch eine gemeinsame 

Überprüfung der bisherigen Umsetzung er-

folgen sollte.

Bei komplexeren Vorhaben lassen sich zudem 

viele Konfliktpunkte nicht allein im Dialog 

mit dem Investor eines einzelnen Projekts 

lösen. Rechtliche und kommunalpolitische 

Rahmenbedingungen schränken häufig den 

Gestaltungsspielraum einer Mediation we-

sentlich ein. 

Ein Beispiel dafür ist die kritische Feinstaub-

belastung am Standort Wittenberg, die sich 

nicht allein auf die zusätzlichen Emissionen 

durch das geplante Holzkraftwerk zurück-

führen lässt, sondern im Zusammenhang 

mit der hohen Vorbelastung und insbesonde-

re der Verkehrssituation in Wittenberg dis-

kutiert werden muss. Dies hätte aber einen 

Dialog mit ganz anderen Akteuren erfordert 

und den Rahmen der modellhaften Förde-

rung von Mediationsverfahren beim Ausbau 

Erneuerbarer Energien durch das Umwelt-

bundesamt gesprengt.

Abschließend sei darauf hingewiesen, dass 

sich in Wittenberg die Kommune sehr stark 

auf ihre Rolle als Verfahrensträger zurück-

gezogen hatte. Viele der von den Kritikern 

des Holzkraftwerks vorgebrachten Beden-

ken waren jedoch eher an die kommunalen 

Entscheidungsträger als an den Investor ge-

richtet. Welche konstruktive Rolle die Kom-

munen beim weiteren Ausbau Erneuerbarer 

Energien in Deutschland spielen können, hat 

unter anderem das Forschungsprojekt „ske²p 

– Erneuerbare Energien in Kommunen opti-

mal nutzen“ analysiert (> siehe Tipps zum 

Weiterlesen auf Seite 38). Weitere Beispiele 

finden Sie auch im Kapitel zur gemeinsamen 

Projektentwicklung (> siehe ab Seite 33).

Schlussfolgerungen  
aus den Praxisbeispielen  
Neuwied und Wittenberg

Notwendige Voraussetzungen und
Erfolgsfaktoren für den Einsatz von
Mediation zur Konfliktvermittlung im
Bereich Erneuerbare Energien:

• 	 �Ein klar strukturierter Verhandlungsrahmen 
mit konkreten Handlungsspielräumen vor 
Ort: Lösungen sind für die Beteiligten mit den 
vorhandenen Gestaltungsmöglichkeiten tech-
nisch, rechtlich, organisatorisch und finanziell 
umsetzbar

• 	 �Ein hoher Leidensdruck und damit Eini-
gungswillen bei den beteiligten Akteuren, 
z.B. mögliche Kostensteigerungen durch 
Verzögerungen bei Bau und Inbetriebnahme, 
drohende Klageverfahren mit unsicheren 
Erfolgsaussichten, Beeinträchtigung von 
kommunalen Entwicklungsperspektiven

• 	 �Größtmögliche Transparenz über die Um-
setzung der vereinbarten Ergebnisse, ggf. 
vertragliche Regelungen zur Kontrolle und 
Folgen bei Nichteinhaltung

• 	 �Ein Investitionsvolumen, das den finanzi-
ellen Aufwand für die Durchführung eines 
professionell moderierten Dialogverfahrens 
rechtfertigt, z.B. bei größeren Heizkraftwerken 
auf Biomassebasis oder zur Erstellung eines 
regionalen Konzepts für das Repowering von 
Windkraftanlagen in einem oder mehreren 
benachbarten Landkreisen

Während der Bauphase  
bis zur Inbetriebnahme

Während der Antragstellung und des Genehmigungsverfahrens
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Tag der offenen Tür

Egal ob als Baustellenbegehung oder als Eröff-

nungsfest - Tage der offenen Tür bieten ein-

malige Gelegenheiten für alle Interessierten, 

sich vor Ort ein Bild von den Technologien 

zur Erzeugung von Strom, Wärme und Kraft-

stoffen aus Sonne, Wind, Biomasse, Wasser 

oder Erdwärme zu machen. Im Unterschied 

zu einer Besichtigungsfahrt bzw. Exkursion 

zu einer vergleichbaren Anlage in einem 

frühen Planungsstadium dient der Tag der 

offenen Tür nun vor allem dazu, sich einen 

Überblick über den Baufortschritt, ggf. über 

die Veränderungen gegenüber der Planung 

oder bereits über den Probebetrieb der Anlage 

zu verschaffen. 

Neben der eigentlichen Begehung des Stand-

orts und evtl. einem unterhaltsamen Rah-

menprogramm muss es unbedingt einen 

informativen Teil geben. Sollte es im Vorfeld 

Beschwerden oder Störungen gegeben haben, 

ist vor allem ein Ventil für Ärger und Fragen 

nötig, um auch auf noch zu lösende Probleme 

oder künftige Maßnahmen zur Vermeidung 

von Belastungen eingehen zu können (> siehe 

hierzu auch die Ausführungen zur Vorstel-

lung und Erläuterung der Planungsunterla-

gen auf Seite 15).

Anzeigenblättern aufgebaut werden, die sich 

immer wieder nutzen lassen, um anlass- und 

projektbezogene Beiträge über Erneuerbare 

Energien in der Presse platzieren zu können. 

Auch Plakate direkt am Bauzaun bieten eine 

gute Möglichkeit, zusätzliche Informationen 

zum Vorhaben und den laufenden Arbeiten 

anzubieten.

Häufig beschränken sich Investoren darauf, 

einfach Meldungen auf ihrer Firmenhome-

page zu veröffentlichen. Dies erfordert aber 

zum Auffinden der Informationen eine ziel-

gerichtete Suche in den Untiefen des Inter-

net. Eine nutzerfreundlichere Variante ist die 

Freischaltung einer Projekthomepage mit 

automatischer Benachrichtigungsfunktion, 

wenn neue Informationen online gestellt 

werden. Eine weitere Alternative stellt der 

Email-Newsletter dar, dessen Verteiler aber 

gut gepflegt sein müssen. 

Zur Strukturierung der Inhalte auf einer 

Internetseite oder in einer Broschüre sollten 

zunächst wichtige Grundfragen aus Bürger-

sicht gestellt und anschließend allgemein-

verständlich beantwortet werden (> siehe 

Kasten). Dabei kann auf die Unterlagen und 

Informationen aus den vorhergehenden Di-

alogbausteinen und Kommunikationsmaß-

nahmen zurückgegriffen werden. Sie müssen 

lediglich aktualisiert und in bedarfsgerechter 

Form angeboten werden. Durch das Bereit-

stellen aller Materialien in digitaler Form kann 

die Projekthomepage auch der fortlaufenden 

Dokumentation des Projektfortschritts und 

der begleitenden Öffentlichkeitsarbeit dienen. 

(> siehe z.B. www.energiepark-druiberg.de). 

Bei allen schriftlichen Materialien sollten 

auch persönliche Ansprechpartner sowie 

deren Kontaktdaten und Erreichbarkeit be-

nannt werden. So kann bei Nachfragen und 

möglichen Verärgerungen vor Ort zeitnah 

und individuell reagiert werden.

Gute Beispiele für eine bürgerorientierte Kom

munikation lassen sich bei einigen Sanie-

rungsvorhaben finden, wo vor allem Ängste 

vor gesundheitlichen Beeinträchtgungen eine 

sorgfältige Informationsarbeit erfordern. Die-

se Beispiele können in der Regel relativ ein-

fach für Projekte im Bereich der Erneuerba-

ren Energien angepasst und weiterentwickelt 

werden. 

Typische Fragestellungen  
für die Aufbereitung der  
grundlegenden Informationen

• 	 �Wozu dient diese Information? 	
Was ist (bisher) passiert?

• 	 �Wie wird die weitere Bauphase ablaufen? 
Welche Beeinträchtigungen für die Nachbar-
schaft sind wann zu erwarten?

• 	 �Welche Schutzmaßnahmen und Vorkehrun-
gen zur Minimierung der Belastungen sind 
vorgesehen? Was können Bürger tun, wenn 
sie trotzdem negative Beeinträchtigungen 
wahrnehmen?

• 	 �Wer sind zentrale Ansprechpartner? 	
Wie werden die Bürger weiter informiert?

Während der Bauphase bis zur Inbetriebnahme
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•	 ��Direkte Beteiligung von Betroffenen

• 	 �Forum zum Austausch von Informationen 
zum Baufortschritt und möglichen bzw. 
absehbaren Beeinträchtigungen für die 
Nachbarschaft

• 	 �Dient dem Umgang mit Fragen und Sorgen 
der Bürger, keine differenzierte Problem
bearbeitung möglich

auf einer solchen Veranstaltung alle relevan-

ten Ansprechpartner für Auskünfte zur Verfü-

gung stehen (> Weitere Ausführungen hierzu 

siehe ab Seite 15). 

Um bei großer öffentlicher Verärgerung eine 

zu starke Konfrontation zu vermeiden, muss 

den Bürgern direkt zu Beginn der Veranstal-

tung die Möglichkeit gegeben werden, die 

Situation aus ihrer Sicht darzustellen und 

zu bewerten. Im weiteren Verlauf kommt es 

darauf an, diese Punkte ernst zu nehmen und 

nicht in Folge einer starren Verteidigungshal-

tung herunterzuspielen oder womöglich gar 

nicht zu berücksichtigen. Bei verschiedenen 

Themen können auch kleinere Gesprächs-

runden mit den direkt Verantwortlichen an-

geboten werden. 

Ergeben sich während Bau und Inbetrieb-

nahme komplexere Probleme, die unter 

Umständen auch wesentliche Änderungen 

am Anlagenkonzept erfordern, sollte die 

Einrichtung eines Runden Tisches mit rele-

vanten Interessenvertretern erwogen werden. 

Im Gegensatz zur Bürgerversammlung, die 

auf die Konsultation der direkt Betroffenen 

ausgerichtet ist, dient der Runde Tisch zur 

Erarbeitung und Bewertung von konkreten 

Lösungsmöglichkeiten. Deshalb kommt es 

darauf an, dass bei der Zusammensetzung alle 

zentralen Interessen in Bezug auf das kon-

krete Vorhaben berücksichtigt werden. Dies 

kann neben der Einbindung von relevanten 

Entscheidungsträgern und Institutionen auch 

die aktive Ansprache von Einzelpersonen er-

fordern. Auch hier empfiehlt sich, wie bei der 

Vermittlung bei Konflikten durch Mediation 

(> siehe ab Seite 19) vorzugehen und über 

eine Moderation ein strukturiertes Vorgehen 

sowie einen fairen, transparenten Dialog zu 

gewährleisten. 

Bürgerversammlungen und  
Runde Tische

Die meisten Dialogverfahren zur Konflikt-

vermittlung setzen bereits im Vorfeld von 

Genehmigung und Bau der Anlage an. Auch 

wenn es hier bereits gelungen ist, eine Verstän-

digung über akzeptable Rahmenbedingungen 

für die Durchführung des Erneuerbare-Ener-

gien-Projekts vor Ort zu erzielen, kann es in 

späteren Phasen während Bau und Betrieb 

der Anlage neue Gesprächsanlässe geben. Aus 

einer vorangegangenen Interessenanalyse  

(> siehe hierzu ab Seite 18) und ersten Dialog

runden während des Genehmigungsverfah-

rens sollte im Idealfall bereits bekannt sein, 

welche Personen zu welchen Themen ein-

zubeziehen sind. Grob kann dabei zwischen 

zwei verschiedenen, möglichen Dialogformen 

unterschieden werden: Bürgerversammlun-

gen und Runde Tische (> vgl. Kasten).

Geht es um die direkte Beteiligung von 

Betroffenen, bieten sich in der Regel gut 

moderierte und interaktiv angelegte Bür-

gerversammlungen an. Im Mittelpunkt 

werden dabei meistens die Fragen, Sorgen 

und Belastungen der Anwohner z.B. durch 

Baustellenlärm, Verkehr, Gerüche und andere 

negative Beeinträchtigungen der Umgebung 

durch die Anlage stehen. Wie schon bei der 

Bürgerfragestunde oder der Infomesse zur 

Erläuterung der Planungsunterlagen sollten 

•	 �Einladungsliste erstellen: Wen will/muss 
ich einladen? z.B. Gemeindevertreter und 
Regionalpolitiker sowie die Anwohner nicht 
vergessen!

• 	 �Tag und Zeitpunkt festlegen: Achtung - 	
Terminkollisionen mit anderen lokalen 	
Veranstaltungen vermeiden!

• 	 �Einladungen versenden, austeilen, 	
Lokalzeitungen informieren, evtl. 	
Pressegespräch vereinbaren

• 	 �Parkmöglichkeiten vorsehen, ggf. Absperrun-
gen erforderlich, Zugang zu Toilettenanlagen 
organisieren und ausschildern, Sicherheits-
vorschriften einhalten und deutlich darauf 
hinweisen, z.B. Helmpflicht, Schutzzonen, 
Rauchverbot, etc.

• 	 �Gefahrenbereiche absichern und Besichti-
gungsroute vorbereiten, von der aus mög-
lichst viele Anlagenteile gut einsehbar sind; 
Geführte Rundgänge organisieren

• 	 �Informationsmaterial auslegen, ggf. feste 
Anlaufstelle mit Ansprechpartnern für Fragen 
der Besucher vorsehen, Raum für direkten 
Austausch zu Problemen und Lösungen 
beim Baufortschritt bzw. im Anfangsbetrieb 
sichern, ggf. externe Moderation für diesen 
Teil beauftragen

• 	 �Falls erwünscht Rahmenprogramm anbieten: 
Redner, Musik, Kinderbetreuung, Imbiss und 
Getränke, Alternative für Schlechtwetter

Checkliste 
für die Organisation eines
Tags der offenen Tür

•	 �Berücksichtigung der zentralen Interessen 	
in Bezug auf das Vorhaben

• 	 �Einbindung von relevanten Entscheidungs
trägern und Institutionen

• 	 �Dient der strukturierten Bearbeitung 	
von Konflikten und der Bewertung von 	
Lösungsmöglichkeiten

Merkmale  
von Bürgerversammlungen

Merkmale  
von Runden Tischen

Während der Bauphase  
bis zur Inbetriebnahme
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Ein einzelner Wind- bzw. Solarpark oder eine 

größere Biogasanlage können der Ausgangs-

punkt für einen kontinuierlichen Dialog über 

Fragen einer zukunftsfähigen Energieversor-

gung und Energienutzung in der Region 

sein. Damit erhalten die im Planungs- und 

Umsetzungsprozess etablierten Kommuni-

kationsinstrumente wie ein Runder Tisch  

(> siehe Seite 28) oder ein Nachbarschafts

forum (> siehe Seite 13) möglicherweise im  

laufenden Betrieb der Anlage eine neue Funk-

tion. Neben einer Verstetigung von Austausch 

und gegenseitiger Information über die bis-

her realisierten Projekte vor Ort sowie einer 

schnellen Reaktion z.B. bei Störfällen oder 

anderen Problemen können nun auch stär-

ker zukunftsgerichtete und konzeptionelle 

Fragen für die Planung künftiger Anlagen 

thematisiert werden. 

Bei einer Fortsetzung des Nachbarschafts-

forums zu einem Biomasse-Heizkraftwerk 

bieten sich z.B. Planungswerkstätten zur 

Anbindung an eine Nahwärmeversorgung 

an (> mehr hierzu siehe ab Seite 35). Bei  

einem Energie-Stammtisch sollte es hinge-

gen Ziel sein, eine gemeinsame und strate-

gische Perspektive für den Aufbau und die 

Koordinierung von weiteren Projekten in 

der Region zu entwickeln sowie einen ent-

sprechenden Wissens- und Erfahrungs-

transfer zu organisieren. 

Gerade aufgrund der hohen Bedeutung von 

Standortfragen für die Akzeptanz von Vorha-

ben bietet es sich an, solche Energie-Stamm-

tische ggf. auf die interkommunale Ebene 

auszuweiten. Dabei kommt es darauf an, die 

treibenden Kräfte für die Klima-schutzaktivi-

täten einer Gemeinde oder Stadt, eines Land-

kreis oder einer Region zu bündeln und zu ver-

stärken. Um zu vermeiden, dass sich hier bloß 

ein weiteres Gremium seiner Existenz wegen 

dauerhaft institutionalisiert, sollten sich die 

Teilnehmenden möglichst konkrete Zielset-

zungen und einen realistischen Zeitraum für 

deren Bearbeitung bzw. Umsetzung durch den 

„Energie-Tisch“ vornehmen. Die beteiligten 

Akteure müssen dabei für ihre eigenen Inte-

ressen einen Nutzen in der Zusammenarbeit 

sehen. Dieser kann darin bestehen, dass mehr 

Akzeptanz für politische Entscheidungen zum 

Ausbau Erneuerbarer Energien erreicht wird, 

gemeinsam konkrete Handlungsspielräume 

und Kooperationsmöglichkeiten ausgelotet 

werden können, komplexe Diskussions-

prozesse in Gang kommen und schwierige 

Entscheidungssituationen besser bewältigt 

werden. Dies betrifft im Bereich der Wind-

energienutzung an Land z.B. das so genannte 

Repowering, um den Abbau von Windkraft-

anlagen auf naturschutzfachlich problemati-

schen Altstandorten bei einem gleichzeitigen 

Ersatz durch neue, leistungsstärkere Anlagen 

in ausgewiesenen Eignungsgebieten zu er-

möglichen und aktiv voranzutreiben.

Erfahrungen mit dem Instrument der kom-

munalen Energietische wurden bundesweit 

vom Deutschen Institut für Urbanistik ge-

sammelt, ausgewertet und dokumentiert. 

Im Unterschied zu den sehr breit und lang-

fristig angelegten Prozessen zur Lokalen 

Agenda 21 setzten die Energietische auf eine 

eigenverantwortliche Entwicklung und Um-

setzung von Projekten zur Verringerung des 

klimaschädlichen Kohlendioxid-Ausstoßes 

bei Kommunen und Verbrauchern vor Ort. 

Neben Erneuerbaren Energien rückten da-

mit auch Themen wie Energiesparen, Ge-

bäudesanierung und Nahverkehr in den 

Blickpunkt. Für eine erfolgreiche Zusam-

menarbeit haben sich dabei eine partizipa-

tive Themenfindung mit einem realistischen 

inhaltlichen und zeitlichen Rahmen für die 

gesetzten Ziele und für die praktische Arbeit, 

die Unterstützung und Motivation durch die 

Stadtspitze und Persönlichkeiten aus der Re-

gion, die enge Verzahnung von bürgerschaft-

lichem Engagement mit Politik, Verwaltung 

und Unternehmen, eine gute Kooperation 

mit den lokalen Medien sowie eine professio-

nelle Moderation bewährt.

Im laufenden Betrieb
•	 �Regelmäßiger Austausch von Informationen 

über bereits realisierte und geplante Anlagen 
im Bereich Erneuerbare Energien

• 	 �Entwicklung und Koordinierung von neuen 
Projekten in einer Kommune/ in einer 	
Region

• 	 �Konzeptionelle Beratung für Politik, Ver-
waltung, lokale Initiativen und interessierte 
Investoren für künftige Vorhaben im Bereich 
Klimaschutz

• 	 �Schnelle Verständigung über Lösungen 	
bei auftretenden Problemen

Wozu  
bietet sich ein Energie-Tisch an?

(Inter-) Kommunaler Energie-Stamm-
tisch oder Nachbarschaftsforum
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Die zukunftsfähige Gestaltung von Ener-

gieversorgung und Energienutzung stellt 

vor allem die regionale Ebene vor neue He-

rausforderungen. Politik und Verwaltung 

diskutieren immer noch viel zu häufig nur 

über einzelne Projekte und verstehen sich 

als Träger öffentlicher Belange im Rahmen 

der rechtlichen Genehmigungsverfahren. In 

manchen Kommunen und Regionen haben 

die Verantwortlichen bereits erkannt, dass 

diese Vorgehensweise nicht mehr ausreicht, 

um auf künftige Entwicklungen vorberei-

tet zu sein und diese aktiv mitgestalten zu 

können. 

Da sich die meisten in diesem Ratgeber vorge-

stellten Kommunikationsbausteine ebenfalls 

auf einzelne, in der Regel von Investoren ge-

plante Vorhaben beziehen, sollen in diesem 

abschließenden Kapitel zwei Ansätze für um-

fassendere Dialogkonzepte zur kooperativen 

Projektentwicklung vorgestellt werden. Statt 

nur auf die Projektideen und Anträge von 

anderen zu reagieren und mit den damit ver-

bundenen Problemen möglichst konstruktiv 

umzugehen, setzen Zukunftskonferenzen und 

Planungswerkstätten darauf, Rahmenbedin-

gungen und Trends für die Entwicklung und 

Integration von dezentralen Lösungen in der 

Energiepolitik zu identifizieren und für die 

Region möglichst effektiv zu nutzen.

Idee und Methodik der Zukunftskonferenzen 

(engl. „future search“) stammen aus den USA 

und haben sich mittlerweile auch hierzulande 

bewährt. Die Anwendungsbereiche reichen 

von organisationsinternen Anlässen einer 

strategischen Neuausrichtung über punktu-

elle Planungsaufgaben verschiedenster Träger 

bis hin zu Leitbildprozessen auf internatio-

naler Ebene. Das Instrument lebt von insze-

nierten Perspektivwechseln und eignet sich 

besonders für Themen, wo Veränderungen 

und heterogene Interessen die Entwicklung 

prägen. 

Dabei ist es ein Prinzip, erst dann Maßnah-

men zu erarbeiten, wenn ein Konsens über 

eine wünschenswerte Zukunft erreicht ist. 

Wenn ein gemeinsamer Grund gelegt ist, 

schälen sich die Maßnahmen heraus, die 

auch von allen akzeptiert – oder zumindest 

toleriert – werden. Die Zukunftskonferenz 

eignet sich daher weniger als Instrument zur 

Lösung aktueller Konflikte, sondern vielmehr 

um längerfristige Visionen und gemeinsame 

Aktivitäten zu entwickeln. 

Eine Zukunftskonferenz ist eine zwei- bis 

dreitägige, nicht-öffentliche Tagung mit ei-

nem festen Ablaufschema und üblicherweise 

64 nach Akteurskonstellationen ausgewählten 

Teilnehmenden. Nach dem Prinzip „Das gan-

ze System in einem Raum“ soll die Struktur 

Zukunftskonferenz

Gemeinsame Projektentwicklung

Nutzung verschiedener  
Informationsmedien

Nicht nur während der Planungs- und Bau-

phase, sondern auch im laufenden Betrieb 

gibt es immer wieder Anlässe, über eine aktive 

Informationsarbeit die Akzeptanz für Erneu-

erbare Energien vor Ort zu erhalten und posi-

tiv zu beeinflussen. So weist zum Beispiel eine 

Betreiberfirma von größeren Biogasanlagen 

jedes Jahr rechtzeitig auf die Erntezeiten und 

den mit den Substratlieferungen verbunde-

nen Verkehr hin. Dabei kann im Wesentlichen 

auf die gleichen Instrumente und Medien zu-

rückgegriffen werden, die bereits > auf Seite 

25 kurz skizziert wurden.

In der Stadt Dardesheim hat sich für die In-

formationsarbeit zu einer geplanten Wind-

kraftanlage die Form einer Projektzeitung 

bewährt, die sich inzwischen weit über das 

konkrete Vorhaben hinaus zu einer regio-

nalen Berichterstattung über Erneuerbare 

Energien entwickelt hat. Das „Dardesheimer 

Windblatt“ (> siehe Ausschnitt) wird zwar 

von der Betreibergesellschaft herausgegeben, 

greift aber neben Fragen einer zukunftsfähi-

gen Energieversorgung und Energienutzung 

in der Region auch andere bürgernahe The-

men und Ereignisse auf, bindet über Anzei-

gen die lokale Wirtschaft mit ein und lässt 

Entscheidungsträger sowie Leute vor Ort zu 

Wort kommen. Seit dem ersten Erscheinen 

im Dezember 2003 wurden über 50 Ausga-

ben produziert – ein imposanter Erfolg für 

die ambitionierte Öffentlichkeitsarbeit zu 

Erneuerbaren Energien in Dardesheim!
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der Teilnehmenden die vorab ermittelten 

zentralen Interessenlagen zum Thema der 

Zukunftskonferenz z.B. „XY-Stadt/-Region 

der Erneubaren Energien“ abbilden. Dabei 

werden z.B. acht Kerninteressen formuliert 

und jeweils bis zu acht Vertreter diesen In-

teressen zugeordnet (= 64 Teilnehmende, 

alternativ 6 x 6, 7 x 7, 9 x 9).

Ziel ist es, bei allen Beteiligten durch ein 

motivierendes Zukunftsbild die Bereitschaft 

zum gemeinsamen Handeln zu erzeugen. Die 

Zukunftskonferenz gliedert sich dazu in fünf 

Phasen (> siehe Abbildung).

Die Auswahl der Teilnehmenden und die 

Vorbereitung der Konferenz ist Aufgabe einer 

interdisziplinär und akteursübergreifend zu-

sammengesetzten Vorbereitungsgruppe. Die-

se ist auch für die Identifizierung der Kernin-

teressen zuständig. Ergänzend dazu können 

Hintergrundinterviews mit ausgewählten 

Schlüsselpersonen geführt werden. Die Vor-

bereitungsgruppe sollte vor allem Akteure 

zusammenbringen, die sich als Vordenker 

verstehen und sowohl regionale Sichtweisen 

wie auch Innovationen mit einem Blick von 

außen einbringen können. Neben dem Ein-

ladungsverteiler (mit Ersatzkandidaten) legt 

die Moderation in Abstimmung mit der Vor-

bereitungsgruppe auch die konkreten Leitfra-

gen für die einzelnen Arbeitsphasen fest. 

Die Methode Zukunftskonferenz lebt neben 

der Ablaufplanung von der parallelen Bear-

beitung dieser Fragen in z.B. acht Tischgrup-

pen, deren Zusammensetzung zur Verände-

rung der Blickwinkel in den verschiedenen 

Arbeitsphasen der Konferenz wechselt. Mal 

„homogene“ Tische mit z.B. acht Vertretern 

des gleichen Interesses und mal „heterogene“ 

Tische mit Vertretern von acht unterschied-

lichen Interessen. So können im Verlauf der 

Konferenz blockierende Positionen aufgebro-

chen und gegenseitiges Verständnis über die 

Grenzen der einzelnen Akteursgruppen hin-

weg aufgebaut werden. Zwischendurch gibt 

es Plenumphasen, in denen die Ergebnisse 

aus den Tischgruppen gebündelt und eine 

gemeinsame Bewertung angestrebt werden.

In Düsseldorf hat 2001 erstmals ein Nah-

verkehrsunternehmen in Deutschland die 

Initiative für eine Zukunftskonferenz ergrif-

fen, die gemeinsam mit Bürgerinnen und 

Bürgern vorbereitet und durchgeführt wur-

de. Das in diesem Prozess erarbeitete Hand-

lungsprogramm wirkte beschleunigend auf 

Verbesserungen im Nahverkehrssystem, die 

sich vor allem an den Mobilitätsbedürfnissen 

der Fahrgäste orientierten. Diese Erfahrun-

gen lassen sich auch für regionale Strategien 

zum weiteren Ausbau Erneuerbarer Ener

gien nutzen.

Im ländlichen Raum werden in Deutschland 

zunehmend Konzepte für so genannte Bio-

energiedörfer entwickelt und umgesetzt, die 

eine eigenständige Wärme- und Stromver-

sorgung der ansässigen Bevölkerung durch 

Nutzung von Biomasse und ggf. weiterer Er-

neuerbarer Energieträger als Ziel verfolgen. 

Die Erfahrungen mit einem partizipativ ange-

legten Prozess zur Projektentwicklung sowie 

zur gemeinsamen Planung und Umsetzung 

dieser Idee sind am Beispiel des Bioenergie-

dorfs Jühnde bei Göttingen in Niedersachsen 

umfassend ausgewertet und dokumentiert 

worden (> siehe hierzu auch den Leitfaden 

der Fachagentur für Nachwachsende Rohstof-

fe: Wege zum Bioenergiedorf). 

Eine Planungswerkstatt bietet Raum für ge-

meinsame Lernprozesse zwischen allen Betei-

ligten und legt die Basis für eine erfolgreiche 

Realisierung des gemeinsamen Projektes. So 

könnte man das Fazit des Interdisziplinären 

Zentrums für Nachhaltige Entwicklung an 

der Universität Göttingen zusammenfassen, 

das das Projekt Bioenergiedorf Jühnde wis-

senschaftlich begleitet, beraten und ausge-

wertet hat. In der zentralen Planungswerk-

statt waren der Bürgermeister, Vertreter des 

Gemeinderates und des Universitätsteams, 

von Jugend und Senioren, aus Kirche, Ver-

einen und den Ortsteilen sowie die Spreche-

Planungswerkstätten

Abbildung 4: Ablauf einer Zukunftskonferenz (Eigene Darstellung)

Maßnahmen  
planen

Gemeinsamkeiten 
identifizieren

Zukunftsbilder 
entwickeln

Gegenwart  
erkunden

Rückblick  
in die  

Vergangenheit

• Entwicklung und 	
	 Meilensteine

• Darstellung auf 	
	 Zeitleiste

• Blick nach außen: 	
	 Trends und Ent-	
	 wicklungen

• Blick nach innen: 	
	 Stärken und 	
	 Schwächen

• Brainstorming

• Kreative Gruppen-	
	 arbeit

• Verhandlungen und 	
	 Konsenssuche

• Liste ungelöster 	
	 Differenzen

• Handlungspro-	
	 gramm erarbeiten

• Gemeinsamer 	
	 Abschluss

3. 1. 2. 4. 5. 

Gemeinsame Projektentwicklung
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„Die Zukunft, die wir wollen, muss erfunden 

werden. Sonst bekommen wir eine, die wir 

nicht wollen.“

Dieses Zitat von Joseph Beuys mag als Mo-

tivation wie Mahnung allen dienen, die In-

formation, Beteiligung und Dialog immer 

noch für unnötigen Ballast oder eine lästige 

Pflicht beim weiteren Ausbau der Erneuer-

baren Energien halten. Vielmehr gilt es, die 

Chancen zu nutzen, unproduktive Auseinan-

dersetzungen zu vermeiden und gemeinsam 

mit den Akteuren vor Ort eine zukunftsfähige 

Energiepolitik zu gestalten und umzusetzen. 

Erneuerbare Energien werden dabei nicht nur 

aus Klimaschutzgründen auf lange Sicht eine 

zentrale Rolle spielen. Deshalb sollten die lo-

kalen und regionalen Interessen wie auch die 

Belange zum Schutz von Umwelt und Natur 

bei dieser Entwicklung nicht übergangen 

werden. Der NABU unterstützt daher den 

Einsatz dialogorientierter Planungsansätze 

und konstruktive Wege zur Vermittlung bei 

Konflikten. 

Für die konkrete Durchführung von Beteili-

gungsverfahren gibt es unterschiedliche Mög-

lichkeiten. Trotz einer Fülle an methodischen 

Bausteinen zur Gestaltung des Prozesses, die 

auch in diesem Kommunikationsratgeber 

und in den folgenden Tipps zum Weiterlesen 

vorgestellt werden, ist immer zu empfehlen, 

mit einer guten Portion Kreativität und Flexi-

bilität ein maßgeschneidertes Dialogkonzept 

zu entwickeln. 

Der NABU konnte im Rahmen des Projektes 

„Akzeptanz und Partizipation Erneuerbare 

Energien“ und bei anderen Dialogveran-

staltungen bereits positive Erfahrungen mit 

externen Prozessgestaltern, Moderatoren 

und Konfliktvermittlern sammeln. Dazu 

gehören: 

•	 Dr. Markus Troja, 
	 Troja & Schwartz 

	 Konflikmanagement GbR, Oldenburg 

	 www.mediationsbuero.com 

•	 Inga Lutosch,  
	 Mediation, Moderation, Trainings

	 Hannover

•	 Dieter Frauenholz, 
	 KoRiS - Kommunikative Stadt- und  

	 Regionalentwicklung GbR, Hannover 

	 www.koris-hannover.de 

•	 Dr. Frank Claus, 
	 IKU GmbH, Dortmund

	 www.dialoggestalter.de 

•	 Doreen Klipstein, 
	 Kompetenznetzwerk, 

	 Neue Konfliktkultur, Bonn

	 www.neue-konfliktkultur.de 

rinnen der Arbeitsgruppen (z.B. zu Technik, 

Biomasse, Betreibergesellschaft und Öffent-

lichkeitsarbeit) vertreten. Über den gesam-

ten Planungszeitraum war die Werkstatt die 

zentrale Schnittstelle und Motor für die Pro-

jektentwicklung von einer vorbereitenden Be-

fragung der Bürgerinnen und Bürger über die 

Durchführung einer Machbarkeitsstudie und 

von begleitenden Dorfversammlungen bis hin 

zur Koordinierung der Aufträge an einzel-

ne Arbeitsgruppen. Dieser Prozess mündete 

schließlich in die Gründung einer gemeinsa-

men Betreibergesellschaft. 90 Prozent der Jüh-

nder Einwohner äußern sich in einer Befra-

gung vom Juni 2007 mit ihrem Anschluss an 

die Nahwärmeversorgung des Bioenergiedorfs 

sehr zufrieden, weitere 10 Prozent zufrieden. 

Auch ein Erfolg für die breite Einbeziehung 

der lokalen Bevölkerung in die Planung und 

Umsetzung des Projektes.

Eine wichtige Voraussetzung für das Gelingen 

einer Planungswerkstatt ist in jedem Fall die 

Klärung der Rollen der verschiedenen Betei-

ligten. Für die Bürgerinnen und Bürger liegt 

diese auf der Hand. Sie bringen ihre persönli-

chen Interessen und ihre Kenntnisse über die 

Situation vor Ort im Rahmen der aufgezeig-

ten Handlungsspielräume ein. Die Moderati-

on sorgt dafür, dass die Rahmenbedingungen 

für den gemeinsamen Dialog stimmen. Sie 

trägt Sorge für eine Orientierung auf die for-

mulierten Ziele und vermittelt zwischen den 

Akteuren. Darüber hinaus hat sie die Aufgabe, 

die wesentlichen Ergebnisse zu sichern und 

zu dokumentieren. Die Planer, Techniker 

und anderen Experten übernehmen eine 

Beratungs- und Dienstleistungsfunktion. Sie 

bringen auf Nachfrage ihr fachliches Know-

how ein und unterstützen die Bürgerinnen 

und Bürger bei der Realisierung ihrer Ideen. 

Sind politische Vertreter anwesend, so sollten 

diese in erster Linie gute Zuhörer sein. Da-

rüber hinaus sind sie verantwortlich dafür, 

über planerische Rahmenbedingungen und 

kommunale Unterstützungsmöglichkeiten 

zeitnah in ihren Gremien zu beraten und zu 

entscheiden. 

 

Zu guter Letzt
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NABU Baden-Württemberg
Tübinger Straße 15, 70178 Stuttgart
Tel. 07 11.9 66 72-0
Fax 07 11.9 66 72-33
NABU@NABU-BW.de
www.NABU-BW.de  

NABU-Partner Bayern – 
Landesbund für Vogelschutz (LBV)
Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein
Tel. 0 91 74.47 75-0
Fax 0 91 74.47 75-75
Info@LBV.de
www.LBV.de

NABU Berlin
Wollankstraße 4, 13187 Berlin
Tel. 0 30.9 86 41 07 oder 9 86 08 37-0
Fax 0 30.9 86 70  51
LvBerlin@NABU-Berlin.de
www.NABU-Berlin.de

NABU Brandenburg
Lindenstraße 34, 14467 Potsdam
Tel. 03 31.2 01 55-70
Fax 03 31.2 01 55-77
Info@NABU-Brandenburg.de
www.NABU-Brandenburg.de

NABU Bremen
Contrescarpe 8, 28203 Bremen
Tel. 04 21.3 39 87 72
Fax 04 21.33 65 99 12
Info@NABU-Bremen.de
www.NABU-Bremen.de

NABU Hamburg
Osterstraße 58, 20259 Hamburg
Tel. 0 40.69 70 89-0
Fax 0 40.69 70 89-19
NABU@NABU-Hamburg.de
www.NABU-Hamburg.de

NABU Hessen
Friedenstraße 26, 35578 Wetzlar
Tel. 0 64 41.6 79 04-0
Fax 0 64 41.6 79 04-29
Info@NABU-Hessen.de
www.NABU-Hessen.de 

NABU Mecklenburg- Vorpommern
Arsenalstraße 2, 19053 Schwerin
Tel. 03 85.7 58 94 81
Fax 03 85.7 58 94 98
LGS@NABU-MV.de
www.NABU-MV.de

NABU Niedersachsen
Alleestraße 36, 30167 Hannover 
Tel. 05 11.91 10 5-0
Fax 05 11.9 11 05-40
Info@NABU-Niedersachsen.de
www.NABU-Niedersachsen.de

NABU Nordrhein-Westfalen
Merowingerstraße 88, 40225 Düsseldorf 
Tel. 02 11.15 92 51-0
Fax 02 11.15 92 51-15
Info@NABU-NRW.de
www.NABU-NRW.de

NABU Rheinland-Pfalz
Frauenlobstraße 15-19, 55118 Mainz 
Tel. 0 61 31.1 40 39-0
Fax 0 61 31.1 40 39-28
Kontakt@NABU-RLP.de
www.NABU-RLP.de 

NABU Saarland
Antoniusstraße 18, 66822 Lebach
Tel. 0 68 81.93 61 9-0
Fax 0 68 81.93 61 9-11	
LGS@NABU-Saar.de
www.NABU-Saar.de 

NABU Sachsen
Löbauer Straße 68, 04347 Leipzig 
Tel. 03 41.23 33 13-0
Fax 03 41.23 33 13-3
Landesverband@NABU-Sachsen.de
www.NABU-Sachsen.de

NABU Sachsen-Anhalt
Schleinufer 18a , 39104 Magdeburg
Tel. 03 91.5 61 93-50
Fax 03 91.5 61 93-49
Mail@NABU-LSA.de 
www.NABU-LSA.de 

NABU Schleswig-Holstein
Färberstraße 51, 24534 Neumünster 
Tel. 0 43 21.5 37 34
Fax 0 43 21.59 81
Info@NABU-SH.de
www.NABU-SH.de 

NABU Thüringen
Leutra 15, 07751 Jena 
Tel. 0 36 41.60 57 04
Fax 0 36 41.21 54 11
LGS@NABU-Thueringen.de 
www.NABU-Thueringen.de

Surfen

www.kommunal-erneuerbar.de 
www.partizipation.at/umweltmediation.html 
www.umweltmediation.info 
www.wegweiser-buergergesellschaft.de/
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im Rahmen des Verbundforschungsprojekt 
„Akzeptanz und Strategien für den Ausbau Erneuer
barer Energien auf kommunaler und regionaler Ebene“, 
Berlin 2007

Europäische Union: Leitfaden zur Öffentlichkeits-
beteiligung in Bezug auf die Wasserrahmenrichtlinie. 
Kopenhagen 2002

Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe: Wege zum 
Bioenergiedorf. Gülzow 2008

Institut für Zukunftsstudien und Technologiebewer-
tung: Erneuerbare Energien in Kommunen optimal 
nutzen – Denkanstöße für die Praxis. Berlin 2007

NABU-Broschüren

Grundsatzprogramm Energie
Berlin 2008

Faltblattserie „Zukunft Erneuerbare Energien“ 
Berlin 2007 

Leitfaden „Erneuerbare Energien – 
Konflikte lösen und vermeiden“
Bonn 2006

NABU vor OrtTipps zum Surfen und Weiterlesen



• 	 �Wie kann es gelingen, die Verständigung über Erneuerbare-Energien-Projekte 

in den Regionen zu fördern? 

• 	 �Welche Möglichkeiten gibt es, Information und Beteiligung vor Ort aktiv zu 

gestalten und damit die Akzeptanz für den weiteren Ausbau einer dezentralen 

Energieversorgung zu stärken?

• 	 �Was können Kommunen, Investoren, Anlagenbetreiber, Bürgerinitiativen und 

Verbände zur Verbesserung der Kommunikation tun?

Mehr Mut zum Dialog


